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Den gegenwärtigen Mangel an b il
ligem Wohnraum insbesondere 

in den Ballungsgebieten will die Bun
desbauministerin unter anderem 
durch eine Ausweitung der Subven
tionierung des Eigenheimbaus be
heben. So sollen die Sonderausga
ben für selbstgenutzte Wohnungen 
nach § 10 e Einkommensteuerge
setz degressiv gestaffelt, die förder
fähige Summe je Objekt unter gewis
sen Voraussetzungen erhöht und der 
Fördertatbestand ausgedehnt wer
den sowie ab 1992 für drei Jahre ein 
Schuldzinsenabzug von bis zu 
15000 DM pro Jahr für eigenge
nutzte neue W ohnungen eingeräumt 
werden. Durch die Förderung des 
durch hohe Zinsen und beträchtliche 
Steigerungen bei den Grundstücks
und Baupreisen erschwerten Eigen
heimbaus sollen letztlich M ietwoh
nungen für W ohnungssuchende fre i
gemacht werden.

Daß dieses Ziel mit diesen Maß
nahmen erreicht werden kann, muß 
jedoch bezweifelt werden. Vielmehr 
dürfte in der gegenwärtigen Situation 
auf dem Bausektor eine Ausweitung 
der Subventionierung den Preisauf
trieb bei Bauleistungen und Immobi
lien noch verstärken und damit der 
erhoffte Effekt nicht in vollem Um
fang eintreten. Auch scheint es we
nig zweckmäßig, für die Bauwirt
schaft als einen der Schlüssel-W irt
schaftssektoren die Steuerungswir
kungen des Z insmechanismus durch 
eine Zinssubventionierung teilweise 
außer Kraft zu setzen und damit die 
Finanzierung von Investitionen in 
produktive Arbeitsplätze zu er
schweren. Durch den vorgesehenen 
Drei-Jahres-Subventionszeitraum 
würde überdies ein neuer Bauzyklus 
geschaffen. Derzeit ist die Bauwirt
schaft nicht unterausgelastet. Nie
mand weiß, ob nicht In drei Jahren 
mit dem Auslaufen des Programms 
eine Rezession verstärkt wird. Auch 
dürften die letztlich freiwerdenden 
Wohnungen nicht im vollen Umfang 
den W ohnungssuchenden in den 
Ballungsräumen zugute kommen, 
weil erstens die Subventionierung 
nicht auf diese Gebiete konzentriert
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erfolgt und zweitens ein Teil der in 
den Ballungsgebieten freiwerdenden 
Mietwohnungen in ebenfalls subven
tionierte Eigentumswohnungen oder 
in Gewerberäume umgewandelt wer
den dürfte.

Anstelle einer Ausweitung der 
Subventionstatbestände im W oh
nungsbau erscheint gegenwärtig 
eine W irtschaftspolitik angebracht, 
die auf eine Senkung der Subventio
nen und einen Abbau von Steuerver
günstigungen abzielt und damit ent
weder Steuererhöhungen überflüs
sig macht oder aber bei einer m ög
lichen Verringerung der Staatsver
schuldung die Kapitalm ärkte ent
lastet und damit Zinssenkungen er
möglicht. Für solch eine Politik des 
Subventionsabbaus bietet sich ge
rade auch der W ohnungssektor an. 
Denn trotz jährlicher Subventions
zahlungen und Steuervergünstigun
gen in M illiardenhöhe konnten Un
gleichgewichte auf den W ohnungs
märkten nicht verhindert werden. 
Zum einen führte die Subventionie
rung zu den bekannten M itnahmeef
fekten, zum anderen verbillig te sie 
das Wohnen und schaffte damit 
selbst eine erhöhte Nachfrage nach 
Wohnraum. Die Probleme auf dem 
W ohnungsmarkt können aber nur 
dann gelöst werden, wenn diese 
durch Subventionen zusätzlich ge
schaffene Nachfrage nach W ohn
raum durch Heranführung der Preise

für das Gut Wohnen an seine tat
sächlichen Kosten abgebaut wird.

S teuerprivilegien für bestehende 
W ohnim m obilien z.B. in Form von zu 
geringen Einheitswerten bei der 
Grundsteuer haben noch den Ne
beneffekt, daß Altm ieter und Be
sitzer von weitgehend bezahlten Ei
genheimen vergleichsweise günstig 
wohnen, während Steuervorteile in 
Form von Sonderabschreibungen an 
die Bauherren von Mietwohnungen 
wegen der großen Nachfrage nach 
Wohnraum in den Ballungsräumen 
gegenwärtig nicht an die Wohnungs
suchenden in Form von niedrigen 
Mieten weitergegeben werden. Die 
bestehenden Steuervergünstigun
gen privilegieren also die Allm ieter 
und diskrim inieren damit die Woh
nungssuchenden. Das gilt auch für 
das Mietrecht. Durch einen Abbau 
solcher Steuerprivilegien würde -  
ebenso wie durch den Abbau von 
Subventionen -  über steigende Bela
stungen und Mieten die Nachfrage 
nach Wohnraum gedämpft; gleich
zeitig würden aber auch Mittel zur 
Verfügung stehen, die bei steigen
den Mieten für eine Erhöhung des 
Wohngeldes für bedürftige Mieter 
benötigt werden.

Wenn außerdem seitens der Kom
munen verstärkt baureife Grund
stücke für den Mietwohnungsbau be
reitgestellt werden, eine Verdichtung 
der Bebauung in den Ballungsräu
men gestattet wird und die im inter
nationalen Vergleich hohen Quali
tätsanforderungen an den Wohnungs
bau etwas gesenkt werden, scheint 
in m ittlerer Frist eine ausreichende 
Versorgung mit Wohnraum möglich. 
Die Übergangsprobleme könnten 
durch einen Abbau der Unterbele
gung abgem ildert werden. Hierzu 
könnte die Fehlbelegungsabgabe für 
Sozialwohnungen drastisch erhöht, 
Prämien bei einem Tausch unterbe
legter W ohnungen oder für deren 

Teilung gezahlt, Untervermietungen 
zugelassen und Belegungsrechte 
auf Zeit seitens der Kommunen von 
den Wohnungsbaugesellschaften für 
Problemgruppen am Wohnungsmarkt 
wie Aussiedler erworben werden.
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